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 Fachbereich Planung und Umwelt  vom: 12.03.2003 
 
 
 Beschlussvorlage X öffentlich 
    

   nichtöffentlich 
 
TOP-Nr. Beratungsfolge 
  

 Haupt- und Finanzausschuss 
 
 
 
Bezeichnung des TOP 
 

Maßnahmen zur Schaffung von städtebaulichen, planerischen und baurechtlichen 
Voraussetzungen für eine geordnete Stadtentwicklung im Wohnbereich an der Fritz-Erler- 
Straße / Werdelsgraben 
hier: Bürgeranregung gem. § 24 GO NRW 
 

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der beigefügten Bürgeranregung zur Ergreifung von Maßnahmen und zur Schaffung von 
städtebaulichen, planerischen und baurechtlichen Voraussetzungen für eine geordnete 
Stadtentwicklung im Wohnbereich an der Fritz-Erler-Straße / Werdelsgraben wird gefolgt. 
 
 
 
Sachverhalt und Begründung (einschl. finanzielle Möglichkeit der Verwirklichung): 
 
Mit Posteingangsdatum vom 02. Januar 2003 haben 121 Bürgerinnen und Bürger des Wohn-
siedlungsbereiches Fritz-Erler-Straße / Werdelsgraben / Bogenstraße eine Bürgeranregung 
gem. § 24 der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen vorgelegt. Es wird ange-
regt, Maßnahmen zur Schaffung von städtebaulichen, planerischen und baurechtlichen Vor-
aussetzungen für eine geordnete Stadtentwicklung im Wohnbereich Fritz-Erler-Straße / Wer-
delsgraben zu ergreifen. Die vollständige Bürgeranregung ist der Beschlussvorlage beige-
fügt. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, der Bürgeranregung zu folgen, zumal die gewünschten Pla-
nungsverfahren bereits eingeleitet worden sind. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 27. Juni 2002 den Aufstellungs-
beschluss für den Bebauungsplan Nr. 68 Ka gefasst, mit dessen Aufstellung eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung des Bereiches als Ziel verfolgt wird. Unter Berücksichtigung der 
Regelungen des Baugesetzbuches bietet das Instrumentarium des Bebauungsplanes eine 
wesentliche Grundlage im Sinne notwendiger und geordneter städtebaulicher Entwicklungen. 
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Der Rat der Stadt Kamen hat zudem in seiner Sitzung am 04. Juli 2002 für den räumlichen 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 68 Ka eine Veränderungssperre (Nr. 9) entspre-
chend der Regelungen des Baugesetzbuches beschlossen. Die Bekanntmachung des Er-
lasses einer Satzung über die Veränderungssperre Nr. 9 erfolgte am 01. August 2002. Am 
Tage danach erlangte die Veränderungssperre Rechtskraft. 
 
Mit der erlassenen Veränderungssperre ist eine wesentliche Grundlage dafür geschaffen 
worden, städtebaulich unerwünschten Entwicklungen entgegenwirken zu können. 
 
Bebauungsplan und Veränderungssperre sind zielführende Instrumentarien zur Schaffung 
von städtebaulichen, planerischen und baurechtlichen Voraussetzungen sowie einer geord-
neten Stadtentwicklung. Insofern sind die gem. Bürgeranregung gewünschten Planungs-
verfahren bereits eingeleitet. Eine weitergehende fachliche Vorberatung im Planungs- und 
Umweltausschuss ist daher nach Auffassung der Verwaltung zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
erforderlich. 
 
Entsprechend der Gemeindeordnung NRW sowie der Hauptsatzung der Stadt Kamen ist das 
parlamentarische Verfahren für die Beratung und Beschlussfassung über Bürgeranregungen 
geregelt. Danach hat der Rat der Stadt Kamen diese Aufgabe dem Haupt- und Finanzaus-
schuss übertragen. Die Antragsteller sind über dieses parlamentarische Verfahren informiert 
worden. 
 



1 

 
 



2 

 
 



3 

 
 



4 

 
 



5 

 
 



6 

 
 



7 

 
 



8 

 
 



9 

 
 



10 

 
 



11 

 
 



12 

 
 



13 

 
 



14 

 
 
 


